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Wolfram Wette

Die Illusionen der
Wehrpflicht-Romantiker

Die historischen Erfahrungen in Deutschland widerlegen
die Legende vom demokratischen Wesen des Zwangsdienstes

st üb er die Allgemeine Wehrpflicht nicht
längst alles ge sagt worden? Wäre e s so , hät-

te man die Wehrpflicht auch in D eutschland längst
abge schafft. Nach Meinung vieler Mitbürger un-
sere s Lande s wurde die ses traditionsreiche Institut
sp äte stens mit dem Ende des O st-West-Konflikts
1 9 89/9 0 üb erflüssig. B efindet sich D eutschland
seitdem do ch in der komfortablen Lage , »von
Freunden umzingelt« zu sein, während die deut-
schen Führungseliten im 1 9 . und 2 0 . Jahrhundert
mehrfach unter dem Eindruck gestanden hatten,
sich gegen »Feinde ringsum« verteidigen zu müs-
sen; j edenfalls hatten sie ein solche s B edrohungs-
szenario prop agiert. Die meisten unserer Nachb ar-
länder hab en nach dem Ende des Kalten Kriege s
die Wehrpflichtigen denn auch nach Hause ge-
schickt. Nur D eutschland findet den Ab sprung
nicht. Wird das Institut der Wehrpflicht hier nicht

mit der gleichen Elle gemessen wie in anderen D e-
mokratien? We shalb pflegen hierzulande die Ver-
teidigungsminister geb etsmühlenhaft zu wieder-
holen, die Wehrpflicht sei »unverzichtb ar« ? Wie
kommt e s , dass selb st eine schwerwiegende B e-
schädigung de s Grundwertes der sozialen Gerech-
tigkeit, in die sem Falle der Wehrgerechtigkeit, eher
in Kauf genommen wird als ein politischer Ver-
zicht auf die Wehrpflicht?

E s gibt offen ausge spro chene und unterschwel-
lige B eweggründe . Gewiss wird man auch p artei-
politische Unterschiede b erücksichtigen müssen .
Die Konservativen haben au s ihrem spezifischen
Politikverständnis herau s ein eher natürliches Ver-
hältnis zum Militär als einem Instrument von
M achtpolitik. Sie sehen in der Allgemeine Wehr-
pflicht traditionell und ganz pragmatisch ein Mittel
zur Organisation militärischer Macht. Im linken

Die Freizeiten sind auch im Sommer 2 0 0 4 fort-
gesetzt worden, allerdings letztmals unter der Lei-
tung von Ellen Glissmann . Die Verantwortung für
das ganze Unternehmen soll, wie schon zuvor die
Verantwortung für die einzelnen Gruppen, in ein-
heimische Hände üb ergehen . Eine systematische
Evaluation der »Ferien vom Krieg« in Mazedonien
gibt es zwar nicht, do ch die deutsche Leiterin zieht
ein po sitives Resümee ihrer Arb eit. Die mögliche
Nachhaltigkeit die ser Erfahrungen oder gar die
eventuellen po sitiven Effekte auf die D örfer sind
schwer zu üb erprüfen . Alle Kinder entsp annten
sich allerdings offensichtlich und verstanden die
grundsätzlich ähnliche Lage verschiedener Grup-
pe und Familien, viele wollten mehrmals mitfah-
ren, andere hab en ihren Geschwistern die Teilnah-
me vermittelt, einzelne entwickeln sich sogar zu
sp äteren Mitarbeitern, Mitarb eiterinnen bilden
sich persönlich und b eruflich weiter.

Die Ko sten aller Freizeiten werden getragen
vom Komitee für Grundrechte und D emokratie .
Diese »Ferien vom Krieg« für Kinder im früheren

Jugo slawien sind eine der sozial- und friedens-
p ädagogischen Aktionen dieser deutschen Men-
schenrechtsorganisation . In den letzten Jahren
wurden Kinderferienfreizeiten für Tau sende
Flüchtlingskinder organisiert. Insgesamt hat der
Initiator und frühere B e auftragte für die humanitä-
re Hilfe im früheren Jugo slawien, Klau s Vack, b ei

F or u m Pazi fi s mus

über 8 0 Reisen in das Gebiet Hilfsgüter im Wert
von mehr als 6 Millionen Euro überbringen kön-
nen, die das Komitee als ge sonderte Spenden erhal-
ten hatte . Die Arb eit wird derzeit fortgesetzt von
Helga Dieter aus Frankfurt. D as Komitee sieht diese
Aktionen als Au sdruck seines menschenrechts-
und friedenspolitischen Engagements auch gegen
die Kriege und gewalttätigen Konflikte in Südo st-
europ a und anderswo .

Ellen Glissmann verlässt das Komitee und die
Freizeiten in Mazedonien mit einer Portion Stolz
und einer gewissen Wehmut üb er den Erfolg ihrer
Arb eit. D o ch die Gemeindep ädagogin hab en
schon immer die neuen Herausforderungen ge-
reizt. So zog sie der Arb eit wegen innerhalb
Deutschlands von Flensburg im äußersten Norden
nach Freiburg im äußersten Süden um . So kam sie
nach M azedonien und so geht sie nicht etwa
zurück in die Kinder- und Jugendarb eit in D eutsch-
land , sondern üb ernimmt die Leitung einer Ein-
richtung de s b etreuten Wohnens für D eutsche in
Sp anien .

Sowohl dem Grundrechte-Komitee als auch El-
len Glissmann gebühren D ank und be ste Wünsche
für die Zukunft ihres Engagements .

Ka i- Uwe Dosch istF or u m Pazi fi s mus -Redakteur
und Vertreter der DFG- VK bei der War Resisters 'In-
terna tio nal.
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Spektrum dagegen existiert dieses ungebro chene
Verhältnis zum Militär nicht in gleicher Weise . Für
die Wehrpflicht allerdings hab en sich gerade füh-
rende sozialdemokratische Politiker immer wieder
ausgespro chen; j a, sie legten sogar ausdrückliche
öffentliche B ekenntnisse zur Wehrpflicht ab . D arf
man daraus schließen, dass das Verhältnis der Lin-
ken zur Wehrpflicht kein rein pragmatische s ist,
sondern ein idealistische s ? Hat es etwas mit den
ideologischen Wurzeln dieser traditionsreichen
Partei zu tun?

Theorie und Praxis
der Allgemeinen Wehrpflicht

Ihre militärpolitischen Grundpo sitionen legten
die Sozialisten, wie sie sich damals no ch nannten,
in der zweiten Hälfte de s 1 9 . Jahrhunderts fest. D a-
b ei orientierten sie sich an den Ide alen der Franzö-
sischen Revolution, an den preußischen Militärre-
formern um Scharnhorst sowie an den frühlib era-
len Theoretikern de s Vormärz, nämlich den Staats-
rechtlern Karl v. Rotteck und Hans Welcker, die sei-
nerzeit als Exponenten der demokratischen Lin-
ken galten . Sie kritisierten die so genannten Stehen-
den Heere , weil in ihnen die adligen Offiziere den
Ton angab en und weil sie ein Herrschaftsinstru-
ment der Monarchie bildeten . Sie wollten die se
durch eine »Nationalmiliz« ersetzt sehen, also
durch ein Volksheer. D er »Bürgersoldat« o der »Mili-
zionär« − so die frühlib erale Theorie , die sp äter von
den Sozialisten üb ernommen wurde − würde ver-
nunftgemäß handeln, den Frieden b ewahren und
sich nicht zu Angriffskriegen missbrauchen lassen .

In der demokratischen Revolution von 1 84 8/49
wurde der Versuch unternommen, das Militär die-
sem grundlegenden Veränderungsprozess zu un-
terwerfen . Aber er misslang. Was sich erneut
durchsetzte , war die militaristische Strömung der
preußisch-deutschen Militärgeschichte . D as Ste-
hende , also ständig kriegsbereite Heer, blieb die
zentrale Stütze des monarchischen Staates . E s dien-
te auch weiterhin als Herrschaftsinstrument der
Monarchie nach außen und im Innern . Die Offizie-
re waren Gegner aller demokratischen und sozia-
len Neuerungen . Ihr Credo lautete : »Gegen D emo-
kraten helfen nur Soldaten ! «

Wie wollten die Sozialdemokraten gegen die ses
B ollwerk de s Militärstaate s ankämpfen? Ihr Kon-
zept lautete − um es mit einem mo dernen Terminus
zu sagen − , mehr Pluralismus zu re alisieren . Nicht
nur eine b e stimmte Klasse wie der Militäradel und
das B e sitzbürgertum sollten in dem von ihnen er-
strebten Volksheer Militärdienst leisten, sondern
der gesamte männliche Teil des Staatsvolke s . Als
das geeignete Mittel zur Realisierung die ses Mo-
dells wurde die Allgemeine Wehrpflicht ange se-
hen . Innerhalb der Logik des Militärstaate s warb
die Linke damals für die Wehrpflicht mit dem Argu-
ment, mit ihrer Hilfe könne die militärische Effizi-

enz ge steigert werden, weil die ganze Volkskraft
ausgeschöpft würde . Die Sozialdemokraten der
Kaiserzeit b etrachteten die Wehrpflicht als ein
Wehr-Recht für alle Staatsbürger, zudem als ein
Pendant zum Allgemeinem Wahlrecht, mit anderen
Worten, als ein Recht zur Teilhab e an der Staats-
macht.

D a es aktuell j edo ch einen demokratischen Staat
nicht gab , in dem eine solche Zuordnung Sinn ge-
macht hätte , wurde das Konzept in eine Üb ergangs-
strategie umgewandelt:

M an hoffte , die Allgemeine Wehrpflicht als ei-
nen Heb el zu politischen Veränderung einsetzen
zu können . Wenn es gelänge , so das Kalkül, eine
große Zahl von sozialdemokratisch eingestellten
Soldaten via Wehrpflicht in das Stehende Heer ein-
zuschleusen, dann würde sich der Charakter der
Armee von innen herau s ändern . Im Jahre 1 8 72 er-
klärte der sozialdemokratische Parteiführer Au-
gust B eb el der Öffentlichkeit, wie er sich diesen in-
neren Wandlungsprozess vorstellte : »Mit dem Im-
mer-weiter-um-sich-Greifen der sozialistischen
Idee« , sagte er, »werde dieselbe auch unter dem Mi-
litär verbreitet werden, und schließlich könne e s
wohl dahin kommen, dass , wenn das Militär zum
Schießen kommandiert werde , e s ganz wo anders
hin schieße , als ihm geheißen werde . « D ab ei dachte
B ebel zweifello s in erster Linie an den Einsatz de s
Militärs gegen streikende Arb eiter o der gegen poli-
tische Streiks .

So weit die also Theorie . Was die Realge schichte
der Wehrpflicht in D eutschland angeht, so vermö-
gen wir im Rückblick zu erkennen,
� dass e s sich b ei diesen Hoffnungen auf die revolu-
tionierende Kraft der Allgemeinen Wehrpflicht
um Illusionen handelte . Nicht die sozialdemokrati-
schen Wehrpflichtigen prägten die preußisch-
deutsche Armee , sondern umgekehrt wurden die
wehrpflichtigen Sozialdemokraten von den adli-
gen Offizieren ausgebildet, diszipliniert und
zugleich politisch beeinflusst. D enn die Offiziere
de s preußischen Heere s führten einen regelrech-
ten politischen Kampf gegen die Sozialdemokratie
und machten die Armee zur »Erziehungsschule der
Nation« . Ihre Personalpolitik folgte der D evise , nur
j ene Bürgerlichen in das Offizierkorp s aufsteigen
zu lassen, die sich au sdrücklich zur Monarchie b e-
kannten .
� Weiterhin können wir rückblickend erkennen,
wo der Strukturfehler de s damals fortschrittlichen
Reform-Mo delle »Nationalmiliz« beziehungsweise
»Volksheer« lag . Sie waren vom re al existierenden
Militärstaat der Gegenwart her gedacht, den man
zur D emokratie hin verändern wollte , indem man
das Militär veränderte . D as heißt, man glaubte , den
Militärstaat auf dem Umweg üb er die Wehrpflicht
umkrempeln zu können . Konnte die se Strategie j e-
mals funktionieren? Mu sste es nicht so sein, dass
zunächst ein demokratische s Staatswe sen errich-
tet wurde ?
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� Wenn wir die Re algeschichte der Allgemeinen
Wehrpflicht b etrachten, so müssen wir des weite-
ren auf den unb e streitb aren Negativbefund ver-
weisen, dass die bürgerlichen und sozialdemokra-
tischen Vordenker de s 1 9 . Jahrhunderts mit ihren
Wehrpflicht-Mo dellen gewollt o der ungewollt
dem b estehenden Militarismus zu arb eiteten . D enn
unter den B edingungen des kaiserlichen Militär-
staates hatte die konsequente Durchführung der
Allgemeinen Wehrpflicht notwendiger Weise eine
Militarisierung der Ge sellschaft zur Folge . In die-
sem Zusammenhang ist daran zu erinnern, dass Au-
gust B eb el nicht nur die Ab schaffung der Stehen-
den Heere und die Einführung einer Volksmiliz for-
derte , sondern auch die vormilitärische Au sbil-
dung der gesamten männlichen Jugend des Lan-
des . Was in der Zeit de s Kalten Kriege s mit seiner
Ho chrüstung nicht offen ausgespro chen wurde ,
muss wenigstens heute gesagt werden können :
Auch die fortschrittlichen Kräfte hab en in
D eutschland − in ähnlicher Weise übrigens auch in
anderen europ äischen Ländern − zur Militarisie-
rung der Ge sellschaften b eigetragen . E s gab also
auch so etwas wie einen demokratischen Militaris-
mus .
� Schließlich ist zu konstatieren, dass e s den demo-
kratischen Reformkräften seinerzeit nicht gelun-
gen ist, eine Schwächung der M acht der gesell-
schaftlich herausgehob enen Offizierskaste zu er-
reichen . Sie hab en die Machtverhältnisse im mo-
narchischen Militärstaat gründlich unterschätzt.
D as militärische Ordnungssystem blieb stabil . Die
Armee wurde weiterhin »von ob en« geprägt, durch
die B erufsmilitärs, und nicht etwa »von unten« . Ei-
nen erkennb aren B eitrag zur D emokratisierung
des Militärs o der gar de s Staates vermo chten die
wehrpflichtigen Soldaten nicht zu leisten .

Sp äte stens 1 9 14 b egannen die kritischen Köpfe
zu b egreifen, dass die Millionen Wehrpflichtigen,
die schon militärisch au sgebildet waren o der j etzt
au sgebildet wurden, das Personal für die M assen-
heere des nun b eginnenden Kriege s zu stellen hat-
ten . D er Hamburger Pädagoge Wilhelm Lamszus ,
ein Pazifist, hatte schon 1 9 1 1 ein hellsichtiges Buch
veröffentlicht, in dem er prophezeite , was die Men-
schen in die sem Krieg erwartete . Er beleuchtete
die vorhersehb aren Folgen der mo dernen Krieg-
technik, der industrialisierten Kriegspro duktion
und der Wehrpflicht-M assenheere . Sein Buch ver-
sah er mit dem eb enso provozierenden wie zutref-
fenden Titel : »D as Menschenschlachthaus . Bilder
vom kommenden Krieg« . Ohne Wehrpflicht und
ohne Wehrpflichtige hätte dieser erste industriali-
sierte Krieg so nicht geführt werden können, we-
der in D eutschland , no ch in Frankreich, no ch in
England , no ch in Russland . Von den mehr als zwei
Millionen deutschen Soldaten, die während de s
Ersten Weltkriege s den Tod fanden, waren die
meisten Wehrpflichtige . B ei den Millionen von
Kriegsversehrten und Kriegskranken, die für den

Re st ihre s Leb ens an diesem mörderischen Ge sche-
hen zu leiden hatten, verhielt es sich nicht anders .

Nun ist nicht zu üb ersehen, dass es während der
Weltkriegsj ahre 1 9 1 4- 1 9 1 8 unter den »kleinen Leu-
ten in Uniform« auch Kriegsgegner gab . Die zäh-
lebige Legende von der allgemeinen Kriegsbegeis-
terung, die es im August 1 9 14 gegeb en haben soll,
lässt sich − neueren Ergebnissen der Weltkriegsfor-
schung zufolge − nicht mehr halten . D er »Hurrap a-
triotismus« war offenb ar b e schränkt auf die impe-
rialistisch einge stellten adligen und bürgerlichen
Kreise sowie auf die Geisteselite . Die aus der Arbei-
terschaft und aus der Landb evölkerung stammen-
den Wehrpflichtigen dagegen reagierten auf den
Kriegsb eginn mit Sorge , Niederge schlagenheit
und Ablehnung. Seit 1 9 1 7 gab e s eine kriegsgegne-
rische B ewegung unter den Wehrpflichtigen, b e-
sonders in der Kaiserlichen Kriegsmarine . Im
Frühj ahr 1 9 1 8 kam e s b eim deutschen We stheer,
das in Frankreich kämpfen sollte , zu einem »ver-
deckten Militärstreik« : mehr als eine Million deut-
scher Soldaten verweigerte die Fortsetzung de s b e-
waffneten Kampfe s . Im Oktob er 1 9 1 8 schließlich
verweigerten die Matro sen der deutschen Ho ch-
seeflotte in Wilhelmshaven massenhaft den Gehor-
sam und gab en damit das Signal zur deutschen Re-
volution von 1 9 1 8/ 1 9 . Diese Revolte war das erste
und bislang einzige Mal in der jüngeren deutschen
Geschichte , dass wehrpflichtige deutsche Soldaten
au s eigenem Antrieb und mit erkennb arem Erfolg
in das politische Ge schehen eingriffen − zum Ent-
setzen der Offiziere .

. . . kein Zufall

Nach der militärischen Niederlage des deut-
schen Kaiserreiche s verfolgten die alliierten Sie-
germächte des Weltkriege s das Ziel, den Unruhe-
stifter D eutschland , dem sie die Schuld an die sem
Krieg gab en, militärisch so zu schwächen, dass von
ihm künftig keine weitere Störung des internatio-
nalen Friedens mehr au sgehen konnte . Sie nahmen
D eutschland die Wehrpflicht und unterwarfen das
B erufsmilitär massiven B eschränkungen . Was we-
nig b ekannt ist : Die deutsche Regierung unter dem
Ministerpräsidenten Philipp Scheidemann (SPD)
hatte den Siegermächten b ereits im Frühj ahr 1 9 1 9
von sich au s den Verzicht auf die Wehrpflicht ange-
b oten, ohne dass dies allerdings die Entscheidun-
gen der Alliierten b eeinflusst hätte . In D eutschland
gab e s also in den Jahren 1 9 1 9 bis 1 9 3 5 keine Wehr-
pflicht − und auch keinen Krieg, was sicher kein Zu-
fall war.

Im Jahre 1 9 3 5 schob die Regierung Hitler die B e-
stimmungen des Versailler Vertrage s beiseite und
führte die Allgemeine Wehrpflicht per Ge setz wie-
der ein . Gleichzeitig wurde die materielle Aufrüs-
tung forciert mit dem Ziel, Krieg führen zu können .
Während de s Zweiten Weltkrieges leisteten dann
in der deutschen Wehrmacht mehr als 1 7 Millionen
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wehrpflichtiger Männer und fast 5 0 0 . 0 0 0 Frauen
gezwungenermaßen ihren Kriegsdienst. Anders
als 1 9 1 8 revoltierten die deutschen Wehrpflichti-
gen während de s Zweiten Weltkrieges nicht. Zwar
gab es eine b eträchtliche Anzahl von so genannten
Wehrkraftzersetzern und D eserteuren, die von ei-
ner grausamen Militärju stiz mit Tausenden von To-
de sstrafen verfolgt wurden; ab er e s kam es zu kei-
nem wirksamen politischen Widerstand »von un-
ten« gegen den Krieg. Die militarisierte und Hitler-
gläubige deutsche »Volksgemeinschaft« gab erst
auf, als die Wehrmacht gezwungen wurde , b edin-
gungslo s zu kapitulieren .

Der Höhepunkt des Militarismus

Wenn man den Kriegsdienst deutscher Kriegs-
dienstpflichtiger unter der Hitler-Diktatur einmal
− als ein Gedankenspiel − durch die Optik der
frühlib eralen und sozialdemokratischen Wehr-
pflichtb efürworter de s 1 9 . Jahrhunderts b etrach-
tet, so ergibt sich ein niederschmetterndes Gesamt-
bild : In der NS-Zeit wurde mit einer radikal durch-
geführten Allgemeinen Wehrpflicht der ab solute
Höhepunkt des deutschen Militarismus erreicht.
Man muss sich auch klar machen, dass die Wehr-
macht ihrer sozialen Zusammensetzung nach tat-
sächlich ein Volksheer war, mehr als j edes andere
deutsche Heere zuvor, − ab er natürlich nicht j enes
Volksheer, von dem die Reformer einst geträumt
hatten . Also erneut :
� nichts mit Wehrpflicht als »Pendant zum allge-
meinen Wahlrecht« ;
� nichts mit D emokratisierung »von unten« , nichts
mit Veränderung der Militärorganisation von in-
nen heraus ;
� nichts mit Kriegsverhinderung und Friedensb e-
wahrung;
� nur Militarisierung, Gehorsam, Kriege und Ka-
nonenfutter.

Aus der Vergangenheit nichts gelernt

Nach dem Zweiten Weltkrieg be standen die alli-
ierten Siegermächte zunächst auf der vollständi-
gen Ab schaffung des deutschen Militärs . Die 1 9 49
gegründete Bunde srepublik D eutschland wurde
nicht auf dem Umweg üb er die Wehrpflicht errich-
tet. Ja sie wurde nicht einmal aus eigener politi-
scher Kraft gegründet, sondern unter der rich-
tungsweisenden Aufsicht der westlichen Sieger-
mächte , in ideeller Hinsicht allerdings auch in An-
knüpfung an die bis dahin immer unterlegenen de-
mokratischen Traditionen in D eutschland .

Die Wiedereinführung der Wehrpflicht erfolgte
im Sommer 1 9 5 6 , elf Jahre nach Kriegsende 1 9 45
und sieb en Jahre nach der Verab schiedung des
Grundge setzes − und zwar gegen den Willen der
Mehrheit der Menschen in der Bundesrepublik.
Man fragt sich, wie es dazu nach den extrem negati-

ven Erfahrungen mit der Wehrpflicht in den b ei-
den Weltkriegen üb erhaupt kommen konnte . Hat-
te man in diesem Punkt au s der Vergangenheit
nichts gelernt?

D ass 1 9 5 7 die ersten Wehrpflichtigen in Kaser-
nen der Bunde swehr einrückten, war in erster Li-
nie einem pragmatischen Ge sichtspunkt ge schul-
det: Die Regierung Konrad Adenauer (CDU) konn-
te sich nicht vorstellen, die vom Bündnis ge-
wünschte Stärke von 5 0 0 . 0 0 0 Mann ohne Wehr-
pflichtige auf die B eine stellen zu können . Um die-
ses politische Ziel zu erreichen, schob man die his-
torischen Erfahrungen mit der Wehrpflicht mit ei-
ner erstaunlichen Unb ekümmertheit beiseite , wo-
b ei man sich auch das zwischenzeitlich konstruier-
te B ild von der »sauberen Wehrmacht« dienstb ar
machte . Ab er mehr no ch: Man umgab die Wehr-
pflicht − so als sei nichts gewesen − mit dem Heili-
genschein de s D emokratischen . In eklatantem Wi-
derspruch zu allen historischen Erfahrungen wur-
de nunmehr b ehauptet, Wehrpflicht und D emo-
kratie gehörten irgendwie »wesensmäßig« zusam-
men . D ab ei wusste man do ch, dass die alten D emo-
kratien England und USA in Friedenszeiten keine
Wehrpflicht hatten und dass e s wohl kaum eine
Diktatur in der Welt gab o der gibt, die auf die Wehr-
pflicht verzichtet hätte .

Die Wehrpflichtb efürworter der 5 0er Jahre b e-
riefen sich häufig auf den damaligen Bunde spräsi-
denten Theo dor Heuß, einen historisch gebildeten
Mann, der als Politiker aus der Tradition de s Lib era-
lismu s kam . Heuß hatte sich b ereits im Jahre 1 9 49
− rein theoretisch − üb er die Wehrpflicht ge äußert.
Während der B eratungen des Parlamentarischen
Rates prägte er die irritierende Formel, die Wehr-
pflicht sei »das legitime Kind der D emokratie« . His-
toriker hab en viel herumgerätselt, was Heuß damit
gemeint hab en könnte . D enn die preußisch-deut-
sche Geschichte de s 1 9 . und 2 0 . Jahrhunderts
konnte er wohl kaum für seine The se ins Feld füh-
ren . Allenfalls konnte man daran erinnern, dass der
Wehrpflicht in einigen reformerischen D enkmo-
dellen des 1 9 . Jahrhunderts be stimmte Fähigkeiten
angedichtet worden waren, die sich j edo ch in kei-
ner Weise b ewahrheitet hatten .

So , wie Heuß ' Diktum von der Wehrpflicht als
dem »legitimen Kind der D emokratie« sp äter pro-
p agandistisch verwendet wurde , kommt es einer
fatalen Irreführung gleich. Mit seiner Hilfe wurde
ein Mytho s geschaffen, der großen Schaden ange-
richtet hat. Viele Militärpolitiker und − mehr no ch
− B erufsmilitärs haben den S atz von Heuß dankb ar
als eine wohlfeile Legitimationsformel aufgegrif-
fen und sie hernach tausendfach nachgeb etet. Ob
der b ehauptete S achverhalt zutraf o der nicht, war
ihnen dab ei unwichtig. Worauf es damals und
sp äter ankam, war alleine die politische B otschaft,
die von diesem Diktum au sging: D ass nämlich
D emokratie und Wehrpflicht nicht in einem Wi-
derspruch miteinander stünden, sondern dass sie
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− historische Erfahrungen hin o der her − irgend-
wie do ch zu sammen hingen .

»Der Geist ist identisch«

Die Sicherheitspolitiker der sozialdemokrati-
schen Oppo sition hab en die se M anöver seinerzeit
übrigens durchschaut. Sie argumentierten auf der
B asis der Logik und der historischen Erfahrung,
wenn sie feststellten, dass D emokratie und Militär
im Grund nichts miteinander zu tun hätten . Längst
hatten sie erkannt, dass der politische und gesell-
schaftliche B ereich der D emokratie seiner inneren
Struktur nach keine Ähnlichkeit mit dem B ereich
des Militärs aufweist, da sie gegensätzlichen Herr-
schaftsprinzipien verpflichtet sind .

Anlässlich der B eratungen der Wehrge setze im
D eutschen Bundestag 1 9 5 5 hat der bedeutende so-
zialdemokratische Rechtsexperte Adolf Arndt
eben diese strukturellen Unterschiede klar heraus-
gearb eitet: »D emokratie und Militär« , führte er aus ,
» sind b ei allen Völkern und zu allen Zeiten schwer
miteinander vereinb are Gegensätze gewe sen . D e-
mokratie ist ihrem We sen nach Selb stb e stimmung
und Eigenverantwortung . D as Gesetz des Militärs
ab er ist der Gehorsam in einem Verb and , der durch
B efehl regiert wird . D emokratie ist Aufteilung der
M acht und Gleichgewicht durch gegenseitige Kon-
trolle . Militär ist Zusammenb allung der Macht und
Unterordnung. « Als 1 9 5 6 das von der Regierung
Adenauer eingebrachte Wehrpflichtge setz im
D eutschen Bunde stag b eraten wurde , b egründete
der verteidigungspolitische Sprecher der SPD-Bun-
destagsfraktion, Fritz Erler, die ablehnende Hal-
tung seiner Partei mit einer Erkenntnis , die er nur
durch fundierte historische Erfahrung erworben
hab en konnte : »D er Geist der Gesamtarmee« , führ-
te Erler aus , »hängt − auch wenn Sie die Wehrpflicht
einführen − nicht von der Gesinnung der Wehr-
pflichtigen, sondern von der Gesinnung des Kerns
und der Vorgesetzten ab , . . . denn der ist in b eiden
Fällen identisch. «

Wenn die Sozialdemokraten damals gleichwohl
an der Au sge staltung der Militärgesetzgebung mit-
wirkten, so taten sie dies vor dem Hintergrund
eben dieser historischen Erfahrung, au s welcher
sie nun die Lehre zu ziehen versuchten : Unter kei-
nen Umständen durfte es zu einer neuerlichen Res-
tauration der militärischen und politischen Macht
der B erufsoffiziere kommen, die für den preu-
ßisch-deutschen Militarismus charakteristisch ge-
wesen war und deren fatale Folgen no ch j eder-
mann unmittelb ar vor Augen standen .

D aher halfen die sozialdemokratischen Politi-
ker
� b ei der Einrichtung eine s p arlamentarischen
und politischen Kontrollsystems ;
� b eim Einb au der Bundeswehr in das westliche
Verteidigungsbündnis , das der Bundesrepublik b e-
kanntlich nur eine halb e Souveränität zubilligte ,

� b ei der Re alisierung de s neuen Leitbildes de s
»Staatsbürgers in Uniform« und der »Innere Füh-
rung« . Mit Hilfe die ser vielleicht wichtigsten Re-
formkonzepte sollte der Ab stand zwischen zivilge-
sellschaftlichen und militärischen Umgangsfor-
men vermindert und die Recht der Wehrpflichti-
gen geschützt werden . Vielleicht hat sich der eine
o der andere Politiker damals tatsächlich an das
Volkswehr-Mo dell de s 1 9 . Jahrhunderts erinnert,
an die Idee also , den politischen Pluralismus der Zi-
vilge sellschaft in die Streitkräfte zu üb ertragen und
damit deren Integration in die demokratische Ge-
sellschaft zu erleichtern .
� D es weiteren sollten die Wehrpflichtigen − was
kaum j e offen ausgespro chen wurde , aber gleich-
wohl von großer B edeutung war − so etwas wie ei-
ne Kontrolle de s B erufsmilitärs »von unten« sicher-
stellen . Diese Vorstellung muss auch als ein Reflex
auf das Trauma der 2 0er Jahre interpretiert wer-
den, als sich die Reichswehr zum »Staat im Staate«
entwickelt und ein von der Republik lo sgelö stes Ei-
genleb en geführt hatte .

»Statisten in Uniform«

Ab schließend ist zu fragen : Wie hat sich das
Institut der Allgemeinen Wehrpflicht in der Ge-
schichte der deutschen Bundesrepublik ausge-
wirkt? D ie zur Zeit des Kalten Kriege s gültige Ab-
schreckungsstrategie setzte primär auf die Atom-
waffen . Die konventionellen Streitkräfte mit ihren
Wehrpflichtigen suggerierten eine Verteidigungs-
fähigkeit in einem herkömmlichen Krieg, die
glücklicherweise nicht auf die Probe ge stellt wer-
den musste . Hab en die mehr als zweieinhalb Millio-
nen bundesdeutscher Wehrpflichtiger, die im Lau-
fe der Zeit von der Bunde swehr militärisch ausge-
bildet wurden, zum Erhalt des Friedens beigetra-
gen? Hat ihr bloße s Vorhandensein b ewirkt, einen
heißen Krieg zu vermeiden? D er Sieg im Kalten
Krieg hatte bekanntlich viele Väter hat. Können
auch die Wehrpflichtigen dazu gezählt werden? B ei
nüchterner B etrachtung mu ss j ede Antwort auf
die se Fragen notgedrungen spekulativ bleiben .

Hab en die Wehrpflichtigen der Bunde swehr
das B erufsmilitär domestiziert, die Republik von ei-
ner neuerlichen Entwicklung de s Militärs zu einem
»Staat im Staate« b ewahrt und die se s in die zivile Ge-
sellschaft integriert? Auch üb er diese Fragen kann

− das liegt in der Natur der S ache − nur spekuliert
werden . Ich neige zu der Auffassung, dass bei den
D eb atten hierüb er häufig ideologische Üb er-
höhungen im Spiel waren, die sich aus − historisch
verständlichen − Wünschb arkeiten speisten . B e-
legb ar ist eher, dass auch die Wehrpflichtigen der
Bunde swehr j eweils nicht mehr als »Statisten in
Uniform« waren . Auch die Bundeswehr wurde von
ob en geprägt, nicht von unten . Funktioniert hat
das politische Kontrollsystem, und zwar ganz unab-
hängig von der Wehrpflichtkomponente .
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om 1 9 ./2 0 . April bis offiziell zum 1 . Mai
2 0 0 3 dauerte der Krieg, den die Regierung

der Vereinigten Staaten »Operation Irakische Frei-
heit« genannt hat. Außer US-amerikanischen Trup-
pen b eteiligten sich in großer Zahl solche des Ver-
einigten Königreiche s . D arüb er hinaus waren Sol-
daten von 3 2 weiteren Ländern b eteiligt. D eutsch-
land schickte keine Truppen . War D eutschland
denno ch am Krieg b eteiligt? Waren deutsche Fir-
men durch den Einsatz ihrer Pro dukte mit im Krieg
verwickelt?

Anfang D ezemb er 2 0 02 b esuchte ich als Leiter
einer europ äischen D elegation des Internationa-
len Versöhnungsbunde s auf Einladung de s Mit-
telö stlichen Rate s der Kirchen B agdad . In vielen
Ge sprächen dort vor und hier während und nach
dem Krieg, kam immer wieder die Frage auf: Was
können wir tun?

Oft sind die einfachsten Dinge , die getan wer-
den können, diej enigen, auf die man als Letztes
stößt. Was nützt das leichteste M aschinengewehr,
die beweglichste Panzerkanone , die schnellste
Haubitze und der mo dernste ferngelenkte Marsch-
flugkörper, wenn der Sprengkörper nicht explo-
diert? Immer no ch wird Schaden angerichtet. Aber
die verheerende Wirkung wäre gebremst. Außer
dem Menschen, der diese Waffen b edient, sind
Zünder und Munition die schwächsten Glieder in
der gesamten Kette der Zerstörung . Anders formu-
liert : Diej enigen, die Zünder und Munition herstel-
len, tragen − außer denen, die B efehle erteilen und
ausführen − die größte Verantwortung für das Ge-
schäft des To des .

Wir hab en uns daran gewöhnt, dass in unseren
Städten keine Henker und Sklavenhändler mehr
wohnen . Hinrichtungen und Sklavenhandel sind
ge ächtet. Zu Recht. Würde der B au einer Fabrik zur
Herstellung von mo dernen Hinrichtungsstühlen
als eine Maßnahme zur B eschaffung von Ar-
b eitsplätzen b egrüßt werden? Wird b ei der Herstel-
lung von Massenvernichtungswaffen − wie zu
Recht die Kleinwaffen genannt werden, die in den
letzten Jahren Millionen Menschen das Leb en ge-
ko stet hab en

1 )

− mit anderem Maß gemessen? Die
Pro duktion von Zündern und Munition gilt als eh-
renwerte Tätigkeit − solange Steuern gezahlt, Ar-
b eitsplätze erhalten werden und Umsatz gemacht
wird .

Kann es nicht gelingen, die Pro duktion von Mu-
nition und Zündern genau so zu ächten wie die B e-
rufe Henker und Sklavenhändler? D ass die se geäch-
tet wurden, geschah nicht üb er Nacht, sondern als
Ergebnis einer weltweiten glaub ensgemeinschaft-
lichen, christlichen, gesellschaftlichen, juristi-
schen und politischen Anstrengung, deren Erfolg
zu B eginn keineswegs sicher war. Wäre e s nicht
gleicher Anstrengungen wert, solchen (selb st-)
mörderischen Geschäften mit Zündern und Muni-
tion das Handwerk zu legen?

Matthias Engelke

Die Beteiligung deutscher
Rüstungsfirmen am Irak-Krieg
Eine Übersicht

D amit zurück zum Ausgangspunkt, zu der Frage ,
we shalb die deutsche Politik bislang nicht von der
Wehrpflicht lassen will . Ich denke , man muss fol-
gendes bilanzieren : Die historischen Erfahrungen,
zu denen auch die 5 0 Jahre Bundeswehr in der D e-
mokratie gehören, setzen uns instand , die Legende
zu durchschauen, dass Militär und Wehrpflicht
»we sensmäßig« etwas mit D emokratie zu tun hät-
ten . Sie können uns helfen, die Illu sionen der Wehr-
pflicht-Romantiker offen zu legen und das eigentli-
che Problem zu erkennen, das in der Zukunft gelö st
werden muss : Warum sollte die politische Kontrol-
le des deutschen Militärs künftig nicht auch ohne
Wehrpflicht funktionieren, so wie e s in unseren
we stlichen Nachb arländern der Fall ist?

Prof. Dr. Wolfram Wette lehrt Neueste Gesch ich te
an der Un iversitä t Freiburg im Breisga u und ist
Mitglied der DFG- VK.

Dieser Beitrag wurde als Vortrag bei einem
Symposium zum Thema Bürgergesellschaft und
Militär im Ma i in Rasta tt gehalten. Veröffen tlich t
wurde er in der »Dokumen ta tio n« der »Frankfur-
ter Rundscha u« a m 3. A ugust; da a ber wegen eines
tech n ischen Fehlers [?] die FR a n diesem Tag n ich t
als » Unabhängige«, so ndern als »abhängige Tages-
zeitung« firm ierte, en tschloss man sich, 90 Pro-
zen t der A uflage einzustampfen, so dass lediglich
1 0 Prozen t der Zeitungen, die bereits vor dieser
En tscheidung in der A uslieferung waren, das Pu-
blikum erreich t ha ben.

1 ) Pe te r C roll und M ichael B rz o ska: Auch Armut b e droht die Sicher-
he it. B ewertung vo n Ab rüs tung und Ko nve rs io n im J ahr 2 0 0 3/
E inführung zum »C o nversio n Survey« , in : FR 2 9 . 0 5 . 2 0 0 4 : »Vo n de n
mehr als 1 0 0 Millio ne n M e ns chen, die in den Kriege n de s 2 0 . J ahr-
hund erts ums Leb e n kame n, s tarb e n grob ges ch ätz t we nige r als
e ine M illio n durch Nukle arwaffe n, weniger als 3 0 0 . 0 0 0 durch che-
mis che und nur e ine verh ältnism äßig kle ine Z ahl durch b iologi-
s che Kamp fsto ffe . D ie tö dlichste n Waffe n in den letzten zwe i J ahr-
z ehnten waren Kleinwaffen . «


